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Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundeszentralregistergesetzes 
(3. BZRÄndG) 

Bericht der Abgeordneten Thea Bock, Adolf Roth (Gießen) 
und Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 

Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, das Bundes-
zentralregistergesetz zu aktualisieren. In den neuen 
Bundesländern sind in den Melderegistern der 
Gemeinden Ausschlüsse vom Wahlrecht oder der 
Wählbarkeit nicht oder nur unvollständig vermerkt. 
Damit kann eine ordnungsgemäße Vorbereitung der 
im Jahr 1994 stattfindenden Wahl nicht gewährleistet 
werden; die Gefahr von Wahlanfechtung ggf. Wahl-
wiederholungen kann nicht ausgeschlossen werden. 

Der Gesetzentwurf sieht eine umfassende Aktualisie-
rung der Melderegister der neuen Bundesländer mit 
Hilfe der im Bundeszentralregister gespeicherten 
Daten vor, da dort die auf Grund strafgerichtlicher 
Verurteilungen eingetretenen Wahlrechtsausschlüsse 
vermerkt sind. Bislang bot das Bundeszentralregister-
gesetz für einen solchen Datenabgleich keine ausrei-
chende Rechtsgrundlage. 

Der Gesetzentwurf verursacht geringfügige Mehraus-
gaben des Bundes; durch die Vielzahl der zu erwar-
tenden Führungszeugnisanträge führt der Gesetzent-
wurf bei den Gemeinden zu noch nicht näher quanti-
fizierbaren Mehrkosten. 

Den Ländern entstehen durch die Anfragen erhöhte, 
aber ebenfalls noch nicht näher quantifizierbaren 
Verwaltungskosten. 

Die Finanzplanung des Bundes ist durch den Gesetz-
entwurf nicht berührt. 

Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage des 
Bundes vereinbar. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Rechtsausschuß vorgelegten Beschlußempfehlung. 
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